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(Ar. 13291.) Geſetz über die Regelung verſchiedener Punkte des Gemeindeverfaſſungsrechts. Vom 
27. Dezember 1927. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
91. 

(1) Veränderungen der Grenzen einer Stadt⸗ oder Landgemeinde können aus Gründen des öffent⸗ 
lichen Wohles erfolgen und bedürfen: 

1. eines Geſetzes, wenn hierdurch die Grenzen eines Stadt⸗ oder Landkreiſes verändert werden 
oder wenn eine Stadt durch die Erweiterung des Stadtgebietes die für das Ausſcheiden aus 
dem Kreiſe maßgebende Einwohnerzahl erreicht; 

2. eines Beſchluſſes des Staatsminiſteriums, wenn hierdurch eine Gemeinde ganz aufgelöſt oder 
eine neue Gemeinde geſchaffen wird; a 

3. eines Beſchluſſes der Beſchlußbehörde in allen übrigen Fällen. 

(2) Vor der Grenzänderung ſind die Vertretungskörperſchaften der beteiligten Stadt⸗ und Land⸗ 
gemeinden und Amter, die Kreisausſchüſſe der beteiligten Kreiſe und, wenn mehrere Provinzen beteiligt 
find, auch die Provinzialausſchüſſe zu hören. Als beteiligt gelten die Provinzen nur dann, wenn ihre Grenzen 
verändert werden würden. 

() Im Falle des Abſ. 1 Nr. 3 ſteht binnen zwei Wochen aus Gründen des gemeinen Wohles nach 
Maßgabe des 9 123 des Landes verwaltungsgeſetzes gegen den Beſchluß der Beſchlußbehörde auch ihrem 
Vorſitzenden die Beſchwerde an die Beſchlußbehörde zweiter Inſtanz und gegen den Beſchluß der Beſchluß⸗ 
behörde zweiter Inſtanz dem Vorſitzenden dieſer Behörde die weitere Beſchwerde an das Staatsminiſterium zu. 

(4) Bei Eingemeindungsverhandlungen mit kreisangehörigen Stadt⸗ und Landgemeinden iſt die 
Kreisverwaltung von vornherein zu beteiligen. 

(6) Kreisangehörige Stadt⸗ und Landgemeinden dürfen über die Vereinigung der Stadt⸗ oder 
Landgemeinde oder von Teilen der Stadt⸗ oder Landgemeinde mit anderen Gemeinden oder Gemeinde⸗ 
teilen, insbeſondere über den Abſchluß von Eingemeindungsverträgen erſt Beſchluß faſſen, nachdem der 
Kreisverwaltung Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben iſt. 


82. 
Die Landbürgermeiſterei in der Rheinprovinz führt hinfort die Bezeichnung „Amt“. Der Amtmann 
in der Provinz Weſtfalen führt hinfort die Amtsbezeichnung „Bürgermeiſter“. 


a 9 3. | 
Gemeindevorſtand ift, auch in der Rheinprovinz, der Gemeindevorſteher. Er beruft die Gemeinde⸗ 
vertretung und führt den Vorſitz mit vollem Stimmrecht. 


84. 
(1) Für die Wahl der zu wählenden Amtsverordneten bildet das Amt einen Wahlbezirk. 


(2) Auf die Wahl der Amtsverordneten finden die Vorſchriften des Gemeindewahlgeſetzes über die 
Wahl der Gemeindeverordneten entſprechende Anwendung. . 
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85. 
(1) Der Bürgermeiſter iſt in der Regel ehrenamtlich zu beſtellen. Auch die Beigeordneten ſind in der 
Regel ehrenamtlich zu beſtellen. 
(2) Im Falle eines beſonderen Bedürfniſſes können durch Amtsbeſchluß einzelne der im Abſ. 1 ge⸗ 
nannten Stellen als beſoldete eingerichtet werden. i 
(3) Der Bürgermeiſter iſt zu den Sitzungen der Gemeindevertretung einzuladen. 
(4) Die Beſchlüſſe der Gemeindevertretung ſind dem Bürgermeiſter möglichſt vor der Ausführung 
ſchriftlich mitzuteilen. 5 
$ 6. 
(1) Der Bürgermeiſter und die Beigeordneten werden von der Amtsvertretung gewählt, und zwar 
der beſoldete Bürgermeiſter und die beſoldeten Beigeordneten auf 12 Jahre, die Ehrenbürgermeiſter auf 
6 Jahre, die unbeſoldeten Beigeordneten nach jeder Neuwahl der Amtsvertretung. 


(2) Die gewählten Bürgermeiſter und Beigeordneten bedürfen der Beſtätigung durch die Aufſichts⸗ 
behörde. Wegen der Zugehörigkeit des Gewählten zu einer politiſchen Partei darf die Beſtätigung nicht 
verſagt werden. Die Beſtätigung kann von der Aufſichtsbehörde nur unter Juſtimmung der Beſchluß⸗ 
behörde verſagt werden. Der Beſchluß, durch den die Beſchlußbehörde die Beſtätigung verſagt, iſt mit 
Gründen zu verſehen. Lehnt die Beſchlußbehörde die Zuſtimmung ab, ſo kann auf Antrag der Aufſichts⸗ 
behörde der Regierungspräſident fie ergänzen. Verſagt die Aufſichtsbehörde unter Zuſtimmung der Beſchluß⸗ 
behörde die Beſtätigung, fo kann auf Antrag des Bürgermeiſters oder der Amtsvertretung der Re⸗ 
gierungspräſident fie erteilen. Gegen die Entſcheidung des Regierungspräſidenten findet die Beſchwerde 
an das Staatsminiſterium ſtatt. Vor Verſagung der Beſtätigung iſt in allen Fällen dem Gewählten Ge⸗ 
legenheit zur Außerung zu geben. 

87. 

Der Bürgermeiſter und die beſoldeten Beigeordneten müſſen die zur Verwaltung des Amtes erforder- 
liche Befähigung beſitzen. Wählbar zum Bürgermeiſter und Beigeordneten iſt jeder, der nach dem Gemeinde⸗ 
wahlgeſetze wählbar iſt, mit der Maßgabe, daß für den beſoldeten Bürgermeiſter und die beſoldeten Bei⸗ 
geordneten der Wohnſitz nicht Vorausſetzung der Wählbarkeit iſt. Der Bürgermeiſter darf nicht gleichzeitig 
Beigeordneter ſein. a 

88. 

(1) Bei Erledigung einer Bürgermeiſterſtelle kann mit Zuſtimmung der Amtsvertretung die vor⸗ 

läufige Verwaltung einem Kommiſſar übertragen werden, den der Oberpräſident ernennt. 


(2) Vor der kommiſſariſchen Beſtellung eines Bürgermeiſters muß die Amtsvertretung gehört 
werden. Sie hat das Recht, von ſich aus dem Oberpräſidenten Vorſchläge zu machen. Dieſer ſoll nur in 
äußerſt dringenden Fällen von den Vorſchlägen abweichen. a 

(3) Die kommiſſariſche Verwaltung darf in der Regel die Dauer eines Jahres nicht überſchreiten. 


89. 

(1) Selbſtverwaltungsangelegenheiten der Gemeinden können durch Beſchluß der Amtsvertretung 
für das ganze Gebiet oder für Teile des Amtes mit der Wirkung übernommen werden, daß ſie damit den 
zu dem Amte gehörigen Landgemeinden gegenüber geſetzlich dem Amte vorbehalten werden. Das gleiche 
gilt von ſolchen Angelegenheiten, die von Zweckverbänden übernommen find, die aus Landgemeinden 
innerhalb des Amtes beſtehen. 

(2) Gegen den Beſchluß ſteht jeder Gemeinde des Amtes oder dem Zweckverbande binnen zwei 
Wochen der Einſpruch zu. Über den Einſpruch beſchließt die Beſchlußbehörde. In dem Beſchluß iſt gegebenen⸗ 
falls auch die Verpflichtung des Amtes zur Übernahme der den gleichen Aufgaben dienenden Einrichtungen 
der einzelnen Gemeinden oder des Zweckverbandes ſowie zur Leiſtung einer angemeſſenen Entſchädigung 
für diejenigen Aufwendungen feſtzuſtellen, welche die einzelnen Gemeinden oder der Zweckverband für die 
übernommenen Einrichtungen gemacht haben. . 

(3) Wird eine Selbſtverwaltungsangelegenheit nur für Teile des Gebietes des Amtes auf das Amt 
übernommen, ſo ſind diejenigen Gemeinden, auf welche ſich die Übernahme nicht erſtreckt, von den Koſten, 
die durch Übernahme dieſer Angelegenheit erwachſen, freizulaſſen. 
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9 10. 


Durch Amtsſatzung kann eine Mitwirkung des Bürgermeiſters bei der Aufftellung des Haushalts- 
planes und der Jahresrechnung ſowie bei der Verwaltung und Beaufſichtigung des Rechnungs- und Kaſſen⸗ 
weſens der einzelnen Landgemeinden in dem Umfange beibehalten oder eingeführt werden, wie ſie gemäß 
99 46, 48, 49 der Landgemeindeordnung für die Provinz Weſtfalen beſteht. 


9 11. 


(1) Die beſtehenden ſelbſtändigen Gutsbezirke find aufzuldfen. 


(2) Sie ſind entweder mit Landgemeinden oder Stadtgemeinden zu vereinigen oder mit anderen 
Gutsbezirken zu einer neuen Landgemeinde oder Stadtgemeinde zuſammenzulegen oder allein für ſich im 
ganzen oder in Teilen in Landgemeinden oder Stadtgemeinden umzuwandeln. 


(3) Bei dieſer Regelung iſt in erſter Linie auf die Schaffung leiſtungsfähiger Gemeinden ſowie darauf 
Rücksicht zu nehmen, daß einheitlich bewirtſchafteter Grundbeſitz einer und derſelben Gemeinde zugelegt 
wird. 

( Aber die Art der Auflöſung (Abſ. 2) beſchließt das Staatsminiſterium. In jedem Kreiſe iſt binnen 
einer vom Staatsminiſterium zu beſtimmenden Friſt durch den Kreisausſchuß nach Anhörung der beteiligten 
Gemeinden und Gutsbeſitzer ein Plan aufzuſtellen. Wird der Plan innerhalb dieſer Friſt nicht aufgeftellt, 
ſo entſcheidet das Staatsminiſterium von Amts wegen. 


(6) Dabei foll von der Auflöſung eines Gutsbezirkes Abſtand genommen werden, wenn ſeine Ver⸗ 
einigung mit anderen Gemeinden oder ſeine Zuſammenlegung mit anderen Gutsbezirken zu einer neuen 
Gemeinde nach Lage der Verhältniſſe ausgeſchloſſen und ſeine Umwandlung in eine ſelbſtändige Gemeinde 
nicht möglich iſt, weil ſich ein eigenes Gemeindeleben wegen geringer Einwohnerzahl oder räumlicher 
Trennung der Wohnſtätten nicht entwickeln kann. A 


9 12. 

(1) Über die infolge dieſer Regelung notwendig werdenden Auseinanderſetzungen zwiſchen den 
beteiligten Gemeinden und Gutsbeſitzern beſchließt die Beſchlußbehörde. f 

(2) Bei der Auseinanderſetzung können Grundſtücke, Gerechtigkeiten, Anlagen und Einrichtungen, 
die im Privateigentume des Gutsbeſitzers ſtehen, aber dem Gemeingebrauche dienen, der Gemeinde über⸗ 
eignet werden. 5 

(3) Bei der Auseinanderſetzung iſt die Mehr⸗ oder Min derbelaſtung, die der Gutsbeſitzer infolge der 
Auflöſung des Gutsbezirkes im ganzen erfährt, in billiger Weiſe zu berückſichtigen. Die Übereignung (Abſ. 2) 
iſt nur gegen vollſtändige Entſchädigung zuläſſig. Wegen der Höhe der Entſchädigung ſteht den Beteiligten 
gegen den endgültigen Beſchluß der Beſchlußbehörde binnen einem Monate die Klage im ordentlichen Rechts. 
wege zu. 

(4) Die Beſchlußbehörde iſt befugt, Unſchädlichkeitsatteſte gemäß Artikel 20 des Ausführungs⸗ 
geſetzes zur Grundbuchordnung vom 26. September 1899 auszuſtellen. 


$ 13. 
Bis zur Auflöſung des einzelnen Gutsbezirkes gilt folgendes: 

1. Auf die Gutsbezirke finden die für Landgemeinden geltenden Vorſchriften entſprechende An- 
wendung, ſoweit ſie nicht das Beſtehen einer Gemeindevertretung (Gemeindeverſammlung) 
zur Vorausſetzung haben. f 

2. Für den Bereich eines ſelbſtändigen Gutsbezirkes iſt der Beſitzer des Gutes Träger der Öffentlich. 
rechtlichen Rechte und Pflichten, deren Träger für den Bereich eines Gemeindebezirkes die 
Gemeinde iſt, mit den hinſichtlich einzelner dieſer Rechte und Pflichten aus den Geſetzen folgenden 
Maßgaben. a 


3. Die obrigkeitlichen Geſchäfte übt für den Gutsbezirk der Gutsvorſteher aus. 
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4. Der Gutsvorſteher wird vom Kreisausſchuß beſtellt. Der Kreisausſchuß kann als ſolchen ent⸗ 
weder eine im Gutsbezirke wohnende geeignete Perſönlichkeit oder, wenn eine ſolche nicht vor⸗ 
handen iſt, einen benachbarten Gemeindevorſteher oder eine andere geeignete Perſönlichkeit 
beſtellen. Für einzelne Teile des Gutsbezirkes können beſondere Gutsvorſteher beſtellt werden. 

5. Der Gutsbeſitzer hat dem Gutsvorſteher auf Antrag eine angemeſſene Vergütung für die 
Beſorgung der obrigkeitlichen Geſchäfte zu zahlen. Über die Vergütung beſchließt im Streitfalle 
der Kreisausſchuß endgültig. 

9 14. 


Auf die ſogenannten fürſtlichen Gemeinden in den Kreiſen Wetzlar und Neuwied (Reg.-Bez. Koblenz) 
finden die $$ 11 bis 13 entſprechende Anwendung. 


9 15. 
(1) Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
(2) Mit demſelben Zeitpunkte treten die entgegenſtehenden Vorſchriften der geltenden Gemeinde⸗ 
verfaſſungsgeſetze außer Kraft. n a 
(3) Der Miniſter des Innern erläßt die zur Ausführung dieſes Geſetzes nötigen Anweisungen. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet, die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 27. Dezember 1927. 


(Siege) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Grzeſinſki. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
(8 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 -). 


In Nummer 25 des Miniſterialblattes der Handels. und Gewerbeverwaltung vom 6. Dezember 1927 
auf Seite 421 ſind Anderungen der preußiſchen Ausführungsanweiſung zur Gewerbeordnung vom 1. Mai 1904 
verkündet, die ſofort in Kraft getreten ſind 


Berlin, den 9. Dezember 1927. 
Preußiſches Miniſterium für Handel und Gewerbe. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Gefegfamml. S. 357) find bekanntgemacht: 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. Juli 1927 
über die Genehmigung zur Verlegung des Geſchäftsjahrs der Ilmebahn-Geſellſchaft auf das 
Kalenderjahr 3 
durch das Amtsblatt der Regierung in Hildesheim Nr. 48 S. 189, ausgegeben am 3. Dezember 1927; 
2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. Oktober 1927 
über die Genehmigung einer Anderung der Satzung der Landſchaftlichen Bank der Provinz 
Schleswig ⸗Holſtein 
durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 44 S 369, ausgegeben am 29. Oktober 1927; 
3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. November 1927 a 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Cröv für den Bau eines Wein⸗ 
bergwirtſchaftswegs in den Diſtrikten „Niederberg“ und „Kahlenberger Fels“ der Gemarkung Eröv 
durch das Amtsblatt der Regierung in Trier Nr. 47 S. 143, ausgegeben am 26. November 1927. 
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